
16. Nach Abschnitt IX wird folgender Abschnitt X eingefügt:
„Abschnitt X

Studienstarthilfe

§ 56

Leistungsberechtigte, Verfahren, Zuständigkeit; Verordnungsermächtigung
(1) Auszubildenden, die sich erstmalig an einer Ausbildungsstätte nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 6 oder 

an einer nichtstaatlichen Hochschule oder Akademie nach § 2 Absatz 2 immatrikulieren und das 25. Lebensjahr 
bei Beginn des Ausbildungsabschnitts, für den sie die Leistung beantragen, noch nicht vollendet haben, wird 
auf Antrag Ausbildungsförderung zum Studienstart (Studienstarthilfe) geleistet, sofern sie im Monat vor dem 
Ausbildungsbeginn
1. Leistungen nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch,
2. Leistungen der Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Dritten Kapitel des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch,
3. Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem Vierten Kapitel des Zwölften 

Buches Sozialgesetzbuch,
4. Leistungen zum Lebensunterhalt nach § 93 des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch,
5. ergänzende Hilfe zum Lebensunterhalt nach § 145 Absatz 1 des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch in 

Verbindung mit § 27a des Bundesversorgungsgesetzes in der am 31. Dezember 2023 geltenden Fassung,
6. Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz,
7. selbst oder ihre Eltern für sie Kinderzuschlag nach dem Bundeskindergeldgesetz oder
8. selbst oder als Haushaltsmitglied Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz
beziehen. Studienstarthilfe wird auch für den Besuch einer Ausbildungsstätte nach § 5 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 3 in Verbindung mit § 5 Absatz 4 Satz 1 Nummer 5 und Satz 2 geleistet, mit Ausnahme der 
Höheren Fachschulen. § 2 Absatz 5 Satz 1 bleibt unberührt. Studienstarthilfe wird auch gewährt, wenn 
Auszubildenden nach Satz 1 eine in § 91 Absatz 1 des Achten Buches Sozialgesetzbuch genannte Leistung 
der Kinder- und Jugendhilfe gewährt wird und die Elternteile nicht nach der Verordnung zur Festsetzung der 
Kostenbeiträge für Leistungen und vorläufige Maßnahmen in der Kinder- und Jugendhilfe aus ihrem 
Einkommen zu den Kosten herangezogen werden.

(2) § 2 Absatz 6 Nummer 1 und 2, § 8 sowie § 11 Absatz 2 finden keine Anwendung.
(3) Der Antrag kann bis zum Ende des Monats, der auf den Monat des Ausbildungsbeginns folgt, gestellt 

werden. Der Antrag ist elektronisch über das Portal „BAföG Digital“ zu stellen. Auszubildende, denen eine 
elektronische Antragstellung nicht möglich ist, werden durch das nach Absatz 4 zuständige Amt für 
Ausbildungsförderung oder die andere vom Land mit der Durchführung betraute Stelle unterstützt. Dem 
Antrag ist der Nachweis über den Bezug einer der in Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 6 genannten 
Leistungen, des Kinderzuschlags, von Wohngeld oder einer in Absatz 1 Satz 4 genannten Leistung im Monat 
vor dem Ausbildungsbeginn sowie der Immatrikulation beizufügen.

(4) Die Landesregierungen werden ermächtigt, abweichend von den §§ 40, 41 Absatz 1 durch Rechts
verordnung andere Stellen als die Ämter für Ausbildungsförderung mit der Durchführung der Studienstarthilfe 
zu betrauen.

(5) Für die Entscheidung über die Studienstarthilfe ist das im Zeitpunkt der Antragstellung örtlich zuständige 
Amt für Ausbildungsförderung oder die im Zeitpunkt der Antragstellung örtlich zuständige mit der Durchführung 
betraute Stelle zuständig.

§ 56a

Förderungsart und Umfang; Datenabgleich
(1) Die Studienstarthilfe wird einmalig als Zuschuss zum Beginn der Ausbildung in Höhe von 1 000 Euro 

geleistet.
(2) Um eine mehrfache Beantragung und Auszahlung der Studienstarthilfe zu vermeiden, führt die für das 

Antragsportal „BAföG Digital“ zuständige Stelle vor Weiterleitung der Anträge an das zuständige Amt für 
Ausbildungsförderung oder die vom Land mit der Durchführung betraute Stelle einen automatischen Abgleich 
von den im Rahmen der Antragstellung angegebenen Daten des Antragstellers mit den Daten von bisherigen 
Antragstellern der Studienstarthilfe durch. Zu diesem Zweck speichert die für das Antragsportal zuständige 
Stelle folgende Daten aus dem Antrag:
1. Name und Vorname sowie Geburtsname,
2. Geburtsort und Geburtsdatum,



und führt mit den Daten bei Antragstellung den in Satz 1 genannten Abgleich durch. Die für das Antragsportal 
zuständige Stelle speichert für jeden Antrag auch das nach § 56 Absatz 5 zuständige Amt oder die betraute 
Stelle. Die nach Satz 2 gespeicherten Daten dürfen außer zu ihrer Übermittlung im Rahmen der Antragstellung 
ausschließlich für den Zweck des Datenabgleichs nach Satz 1 verwendet werden und sind nach Ablauf von drei 
Jahren zu löschen. Sofern mit den in Satz 2 genannten Daten bereits ein Antrag auf Studienstarthilfe im 
Antragsportal gespeichert ist, ist die erneute Antragstellung ausgeschlossen, der Antragsteller ist im 
Antragsportal darauf hinzuweisen und an das zuständige Amt für Ausbildungsförderung oder die mit der 
Durchführung der Studienstarthilfe betraute Stelle zu verweisen. Die Möglichkeit der Datenkorrektur durch 
erneute Eingabe der Antragsdaten bleibt unberührt. Besteht nach Prüfung des Amtes oder der zuständigen 
Stelle trotz des Ergebnisses des Datenabgleichs ein Anspruch auf Studienstarthilfe, ist dem Antrag 
stattzugeben.

§ 56b

Nichtanrechnung
(1) Die Studienstarthilfe ist bei der Gewährung von einkommensabhängigen Sozialleistungen und von 

Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz nicht als Einkommen zu berücksichtigen. Die 
Studienstarthilfe ist weder Einkommen nach § 93 Absatz 1 Satz 1 des Achten Buches Sozialgesetzbuch 
noch als zweckgleiche Leistung nach § 93 Absatz 1 Satz 3 des Achten Buches Sozialgesetzbuch einzusetzen.

(2) Die Studienstarthilfe ist nicht auf leistungs- oder begabungsabhängige Stipendienleistungen aus 
öffentlichen Mitteln anzurechnen.“

17. Der bisherige Abschnitt X wird Abschnitt XI und der bisherige § 56 wird § 57.
18. Der bisherige Abschnitt XI wird Abschnitt XII.
19. In § 58 Absatz 3 werden nach den Wörtern „Amt für Ausbildungsförderung“ die Wörter „oder die auf Grund einer 

Rechtsverordnung nach § 56 Absatz 4 mit der Durchführung der Studienstarthilfe betraute Stelle“ eingefügt.
20. § 66a wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Die §§ 12, 13, 13a, 18a, 21 Absatz 2 sowie die §§ 23, 25 und 36 in der durch Artikel 1 des Gesetzes 

vom … [einsetzen: Datum des Inkrafttretens nach Artikel 3 Absatz 1 dieses Änderungsgesetzes und 
Fundstelle dieses Änderungsgesetzes] geänderten Fassung sind erst ab dem 1. August 2024 
anzuwenden, soweit nachstehend nichts anderes bestimmt ist.“

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
„(3) Für Bewilligungszeiträume, die vor dem 1. August 2024 begonnen haben, sind vorbehaltlich des 

Satzes 2 auch ab dem in Absatz 2 genannten Stichtag die §§ 12, 13, 13a, 18a, 21 Absatz 2 sowie die 
§§ 23, 25 und 36 in der am … [einsetzen: Datum des Tages vor dem Inkrafttreten nach Artikel 3 Absatz 1 
dieses Änderungsgesetzes] geltenden Fassung weiter anzuwenden. Ab dem 1. Oktober 2024 sind die in 
Satz 1 genannten Vorschriften in der am … [einsetzen: Datum des Inkrafttretens nach Artikel 3 Absatz 1 
dieses Änderungsgesetzes] geltenden Fassung auch für Bewilligungszeiträume anzuwenden, die vor dem 
1. August 2024 begonnen haben.“

c) Absatz 6 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Für Darlehensnehmende, denen vor dem 1. September 2019 Förderung nach § 17 Absatz 2 Satz 1 in der 
am 31. August 2019 anzuwendenden Fassung geleistet wurde, sind diese Regelung, § 18 mit Ausnahme 
des Absatzes 3 Satz 1, des Absatzes 4 Satz 4 und des Absatzes 5c sowie § 18a Absatz 5, die §§ 18b, 58 
Absatz 1 Nummer 3 und § 60 Nummer 2 in der am 31. August 2019 geltenden Fassung weiter anzuwenden; 
dies gilt auch, soweit die Förderungsleistungen jeweils auch noch über den 31. August 2019 hinaus erbracht 
werden.“

d) Absatz 7 wird wie folgt gefasst:
„(7) Für Auszubildende, deren Förderungshöchstdauer für den laufenden Ausbildungsabschnitt vor dem 

… [einsetzen: Datum des Tages des Inkrafttretens nach Artikel 3 Absatz 1 dieses Änderungsgesetzes] 
endet, ist § 15 für diesen Ausbildungsabschnitt in der am … [einsetzen: Datum des Tages vor Inkrafttreten 
nach Artikel 3 Absatz 1 dieses Änderungsgesetzes] geltenden Fassung weiter anzuwenden. Satz 1 gilt nicht 
für Auszubildende, die am … [einsetzen: Datum des Tages des Inkrafttretens nach Artikel 3 Absatz 1 dieses 
Änderungsgesetzes] Förderung nach § 15 Absatz 3 beziehen oder nur deshalb nicht beziehen, weil über 
ihren Antrag auf Förderung nach § 15 Absatz 3 noch nicht entschieden worden ist.“
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